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Beschluss  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Häusliche 
Krankenpflege-Richtlinie: 
Belange von Palliativpatientinnen und -patienten 
im Rahmen der häuslichen Krankenpflege  

Vom 16.03.2017 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 16. März 2017 
beschlossen, die Richtlinie über die Verordnung von häuslicher Krankenpflege (Häusliche 
Krankenpflege-Richtlinie) in der Fassung vom 17. September 2009 (BAnz. Nr. 21a vom 
9. Februar 2010, zuletzt geändert am 16. März 2017 (BAnz AT 01.06.2017 B3), wie folgt zu 
ändern: 
 
I.  Die Richtlinie wird wie folgt geändert:  

1. Nach § 1 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Diese kann sowohl kurativ als auch palliativ indiziert sein.“ 

2. Nach § 5 Absatz 3 Satz 3 wird folgender Satz angefügt:  

„Für Leistungen der ambulanten Palliativversorgung ist regelmäßig ein 
begründeter Ausnahmefall im Sinne von § 37 Absatz 1 Satz 5 SGB V 
anzunehmen.“ 

II. Im Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege 
(Leistungsverzeichnis) wird nach der Nummer 24. eine neue Nummer 24a eingefügt und wie 
folgt gefasst: 
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Nr. Leistungsbeschreibung Bemerkung Dauer und 
Häufigkeit der 
Maßnahme 

„24a Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen oder 
Palliativpatienten  
Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen oder 
Palliativpatienten in enger Abstimmung mit der 
verordnenden Ärztin oder dem verordnenden Arzt  

- insbesondere bei Schmerzsymptomatik, 
Übelkeit, Erbrechen, pulmonalen oder kardialen 
Symptomen, Obstipation 

- Wundkontrolle und –behandlung bei 
exulzerierenden Wunden  

- Krisenintervention, z.B. bei Krampfanfällen, 
Blutungen, akuten Angstzuständen 

Die Leistung Nr. 24a umfasst neben der 
Symptomkontrolle alle notwendigen 
behandlungspflegerischen Leistungen entsprechend 
den Vorgaben dieses Leistungsverzeichnisses. 

Diese Leistung ist für die Behandlung von 
schwerstkranken und sterbenden Patientinnen oder 
Patienten in jedem Alter verordnungsfähig, die an einer 
nicht heilbaren, fortschreitenden und so weit 
fortgeschrittenen Erkrankung leiden, dass dadurch nach 
fachlicher Einschätzung der behandelnden Ärztin oder 
des behandelnden Arztes die Lebenserwartung auf Tage 
oder wenige Wochen limitiert ist und unter anderem die 
Verbesserung von Symptomatik und Lebensqualität, im 
Vordergrund stehen. 

Eine Erkrankung ist nicht heilbar, wenn nach dem 
allgemein anerkannten Stand der Medizin 
Behandlungsmaßnahmen nicht zur Beseitigung dieser 
Erkrankung führen können. Sie ist fortschreitend, wenn 
ihrem Verlauf trotz medizinischer Maßnahmen nach dem 
allgemein anerkannten Stand der Medizin nicht nachhaltig 
entgegengewirkt werden kann.  
Diese Leistung ist verordnungsfähig, wenn bei 
Palliativpatientinnen oder Palliativpatienten in den letzten 
Tagen bis zu wenigen Wochen vor dem Lebensende nur 
durch die Symptomkontrolle in enger Abstimmung mit der 
verordnenden Ärztin oder dem verordnenden Arzt der 
Verbleib in der Häuslichkeit gewährleistet werden kann 
und die übrigen Leistungen der häuslichen Krankenpflege 
nicht ausreichen.  
Ziel dieser Leistung ist die Sicherstellung der ärztlichen 
Behandlung in der Häuslichkeit bei sterbenden Menschen 
mit einem palliativen Versorgungsbedarf, der nicht die 
spezialisierte palliativmedizinische und 
palliativpflegerische Versorgung im Rahmen der 

Erstverordnung 
und 
Folgeverordnungen 
bis zu 14 Tage“ 
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spezialisierten ambulanten Palliativversorgung (SAPV) 
gemäß § 37b SGB V erfordert. 
Der grundsätzliche Anspruch einer Patientin oder eines 
Patienten auf eine spezialisierte ambulante 
Palliativversorgung (SAPV) gemäß § 37b SGB V wird 
durch die Verordnung der Nr. 24a nicht berührt. Die 
Nr. 24a ist jedoch nicht bei Patientinnen oder Patienten 
verordnungsfähig, die eine SAPV-Vollversorgung oder 
eine additiv unterstützende palliativpflegerische 
Teilversorgung erhalten, in der die palliativpflegerische 
Versorgung vollständig durch das SAPV-Team erbracht 
wird (siehe auch § 5 Abs. 2 der Richtlinie zur Verordnung 
von spezialisierter ambulanter Palliativversorgung (SAPV-
RL) des Gemeinsamen Bundesausschusses nach 
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 14. SGB V). 
Die Leistung der Symptomkontrolle umfasst sowohl das 
Erkennen, das Erfassen als auch das Behandeln von 
Krankheitszeichen und Begleiterscheinungen.  

  Die notwendigen behandlungspflegerischen Maßnahmen, 
die zum Zeitpunkt der Verordnung bekannt sind, sind auf 
der Verordnung anzugeben.  
Die im Leistungsverzeichnis festgelegten Empfehlungen 
zu „Dauer und Häufigkeit der Maßnahme“ von Leistungen 
sind im Rahmen der Verordnung der Leistungsziffer 
Nr. 24a nicht zu beachten. 

 

  Sofern durch Patientinnen oder Patienten gewünscht, 
sollen diese bei der Organisation einer ergänzenden 
psychosozialen Begleitung z.B. durch einen ambulanten 
Hospizdienst oder Kinderhospizdienst unterstützt werden. 
Sofern ein ambulanter Hospizdienst eingebunden ist, ist 
der erforderliche Informationsaustausch unter den 
Beteiligten sicherzustellen. 
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III. Im Sachverzeichnis wird nach der Zeile mit den Wörtern „Orthesen, An- und ablegen“ 

in der linken Spalte und „Siehe Körperpflege (Nr. 4)“ in der rechten Spalte eine neue 
Zeile eingefügt, in die 
1. in die linke Spalte die Wörter „Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen oder 

Palliativpatienten“ und  
2.  in die rechte Spalte die Angabe „Nr. 24a“ eingefügt werden. 

 
IV. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

in Kraft.  
 
Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 
 
Berlin, den 16. März 2017 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 

http://www.g-ba.de/

